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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 17/8842, 17/9081 - 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 30. November 2011 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Zentralrat der Juden in Deutschland 
- Körperschaft des öffentlichen Rechts - zur Änderung des Vertrages vom 
27. Januar 2003 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Zentralrat 
der Juden in Deutschland - Körperschaft des öffentlichen Rechts zuletzt 
geändert durch den Vertrag vom 3. März 2008 


Bericht der Abgeordneten Petra Merkel (Berlin), Jürgen Herrmann, Florian Toncar, Roland Claus 
und Katja Dörner 


Vor dem Hintergrund neuer, vielfältiger Anforderungen an 
die jüdische Gemeinschaft in Deutschland, die zu einem 
wesentlichen Anstieg der Aufgaben des Zentralrates der 
Juden in Deutschland, insbesondere im Bildungsbereich, ge- 
führt haben, haben sich die Vertragsparteien nach Artikel 7 
Satz 2 des Vertrages auf eine Anpassung der Staatsleistung 
verständigt. Mit dem Gesetzentwurf sollen die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Gewährung der erhöhten Staatsleis- 
tung geschaffen werden. 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs auf die 
öffentlichen Haushalte stellen sich wie folgt dar: 

Laut Vertragsbestimmung entstehen dem Bund Ausgaben in 
Höhe von 10 Mio. Euro jährlich. Die für die Erhöhung erfor- 
derlichen zusätzlichen Haushaltsmittel des Bundes in Höhe 
von 5 Mio. Euro werden für die gesamte Laufzeit des Vertra- 
ges aus dem Gesamthaushalt des Bundes bereitgestellt. 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher 
Erfüllungsaufwand. 


Für die Wirtschaft entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsauf- 
wand. 

Für die Verwaltung entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsauf- 
wand. 

Kosten für die Wirfschaft und für soziale Sicherungssysteme 
entstehen nicht. Auswirkungen auf Einzelpreise und das 
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, 
ergeben sich nicht. 

Der Haushaltsausschuss hält den Gesetzentwurf einver- 
nehmlich für mit der Haushaltstage des Bundes verein- 
har. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist ent- 
sprechend fortzuschreiben. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden Innenaus- 
schuss vorgelegten Beschlussempfehlung. 


Berlin, den 21. März 2012 

Der Haushaltsausschuss 

Petra Merkel (Berlin) Jürgen Herrmann Florian Toncar Roland Claus Katja Dörner 
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